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antrag und diese Vorschläge wird in ein und derselben 
Abstimmungshandlung entschieden.
3) Der Beschluß auf Entziehung des Vertrauens ist, nur 
wirksam, wenn ihm mindestens die Hälfte der gesetz­
lichen MitgKederpahl der Abgeordneten zustimmt.
(4) Der Antrag auf Herbeiführung eines solchen Be­
schlusses muß von mindestens einem Viertel der Mit­
glieder der Volkskammer unterzeichnet sein. Über den 
Antrag darf frühestens am zweiten Tage mach seiner 
Verhandlung abgestimmt werden. Der Antrag muß 
innerhalb einer Woche nach seiner Einbringung er­
ledigt werden.
(5) Tritt die neue Regierung ihr Amt nicht innerhalb 
von 21 Tagen nach der Annahme des Mißtrauens- 
antrages an, so wird der Mißtrauensantrag unwirksam.
(6) Wird der neuen Regierung das Mißtrauen ausge­
sprochen, so.gilt die Volkskammer als aufgelöst.
(7) Bis zum Amtsantritt einer neuen Regierung werden 
die Geschäfte von der bisherigen Regierung weiter­
geführt.

ARTIKEL 96
(1) Ein Regierangsmitglied, dem durch Beschluß der 
Volkskammer das Vertrauen entzogen wird, muß zu­
rücktreten. Die Geschäfte sind bis zum Amtsantritt 
des Nachfolgers fortzuführen, sofern nicht die Volks­
kammer etwas anderes beschließt.
(2) Die Bestimmungen des Artikels 95 Abs. 3 finden ent­
sprechende Anwendung.

, (3) Jedes Regierungsmitglied kann jederzeit den Rück­
tritt erklären. Sein Geschäftsbereich wird bis zur Be­
stellung des. Nachfolgers von seinem Stellvertreter 
wahrgenommen, es sei denn, daß die Volkskammer 
etwas anderes beschließt.

ARTIKEL 97
; (1) Der Ministerpräsident führt den Vorsitz in der Re­

gierung und leitet ihre Geschäfte nach einer Geschäfts­
ordnung, die von der Regierung zu beschließen und 
der Volkskammer mitzuteilen ist.

ARTIKEL 98
(1) Der Ministerpräsident bestimmt die Richtlinien der 
Regierangspolitik nach Maßgabe der von der Volks­
kammer aufgestellten Grundsätze. Er ist dafür der 
Volkskammer verantwortlich.
(2) Innerhalb dieser Richtlinien leitet jeder Minister den 
ihm anvertrauten Geschäftszweig • selbständig unter 
eigener Verantwortung gegenüber der Volkskammer.

ARTIKEL 99
(1) Die Minister haben der Regierung alle Gesetzent­
würfe, ferner Angelegenheiten, für welche die Ver­
fassung oder das Gesetz es vorschreiben, sowie 
Meinungsverschiedenheiten über Fragen, die den 
Geschäftsbereich mehrerer Minister berühren, zur Be­
ratung und Beschlußfassung zu unterbreiten.

ARTIKEL 100
(1) Die Regierung faßt ihre Beschlüsse mit Stimmen­
mehrheit. Bei Stimmengleichheit entscheidet die 
Stimme des Vorsitzenden. V.

V. Präsident der Republik
_ ARTIKEL 101

(1) Der Präsident der Republik wird in gemeinsamer 
Sitzung von Volkskammer und Länderkammer auf die 
Dauer von vier Jahren gewählt. Die gemeinsame 
Sitzung wird vom Präsidenten der Volkskammer ein­
berufen und geleitet.
(2) Wählbar ist jeder Bürger nach Vollendung des 
35. Lebensjahres.

ARTIKEL 102
(1) Der Präsident der Republik leistet bei seinem Amts­
antritt in gemeinsamer Sitzung der Volkskammer und 
der Länderkammer folgenden Eid:

„Ich schwöre, daß ich meine Kraft dem Wohle des 
deutschen Volkes widmen, die Verfassung und 
die Gesetze der Republik wahren, meine Pflichten 
gewissenhaft erfüllen und . Gerechtigkeit gegen 
jedermann üben werde.“

ARTIKEL 103
(1) Der Präsident der Republik kann durch gemein­
samen Beschluß der Volkskammer und Länderkammer 
abberufen-werden. Der Beschluß bedarf einer Mehr­
heit von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl der Ab­
geordneten.

ARTIKEL 104
(1) Der Präsident der Republik verkündet die Gesetze 
der Republik.
(2) Er verpflichtet die Regierungsmitglieder bei ihrem 
Amtsantritt.4

ARTIKEL 105
(1) Der Präsident der Republik vertritt die Republik 
Völkerrecht! ich.
(2) Er schließt im Namen der Republik Staa^sverträge 
mit auswärtigen Mächten ab und unterzeichnet sie.
(3) Er beglaubigt und empfängt die Botschafter und 
Gesandten.

......  J ' ARTIKEL 106
(1) Alle Anordnungen und Verfügungen des Präsidenten 
der Republik bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Gegen­
zeichnung durch den Ministerpräsidenten oder den zu­
ständigen Minister.

V

ARTIKEL 107
«1) Der Präsident übt für die Republik das Begnadi­
gungsrecht aus, wobei er von einem Ausschuß der 
Volkskammer beraten wird.

ARTIKEL 108
(1) Der Präsident der Republik wird im Falle seiner 
Verhinderung zunächst durch den Präsidenten der 
Volkskammer vertreten. Dauert die Behinderung des 
Präsidenten der Republik voraussichtlich längere Zeit, 
so ist die Vertretung durch Gesetz 2u regeln.
(2) Das gleiche gilt für den Fall einer vorzeitigen Er­
ledigung der Präsidentenschaft bis zur Neuwahl des 
Präsidenten.

VI. Republik und Länder

ARTIKEL 109
(1) Jedes Land muß eine Verfassung haben, die mit den 
Grundsätzen der Verfassung der Republik überein­
stimmt. Der Landtag ist die höchste und alleinige 
Volksvertretung des Landes.
(2) Die Volksvertretung muß in allgemeiner, gleicher, 
unmittelbarer und geheimer Wahl von allen wahl­
berechtigten Bürgern nach den im Wahlgesetz für die 
Republik niedergelegten Grundsätzen des Verhältnis­
wahlrechts gewählt werden.

ARTIKEL 110
(1) Die Änderung des Gebiets von Ländern und die Neu­
bildung von Ländern innerhalb der Republik erfolgt 
durch verfassungsänderndes Gesetz der Republik.
(2) Stimmen die unmittelbar beteiligten Länder zu, so 
bedarf es nur eines einfachen Gesetzes.
(3) Ein einfaches Gesetz genügt ferner, wenn eines der 
beteiligten Länder nicht zustimmt, die Gebietsänderung 
oder die Neubildung aber durch Abstimmung der Be­
völkerung der betreffenden Gebiete gefordert wird.

ARTIKEL 111
1) Die Republik kann auf allen Sachgebieten einheit­
liche Gesetze erlassen. Sie soll sich jedoch bei ihrer 
Gesetzgebung auf die Aufstellung von Grundsätzen
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